
31 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Nachdruck vom 20. U. 1994 

Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Armenien über die 
bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen 

Die Republik Österreich und die Republik Armenien, im folgenden "Vertragsparteien" genannt, 
sind 

- vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstär­
ken, 

~ im Bestreben, den Waren austausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch­
wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechti­
gung und des gegenseitigen Vorteils zu fördern, 

- in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen eine günstige Voraussetzung und geeig­
nete Grundlage zur Weiterentwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft, 

- ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen, 
- im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften, 

wie folgt übereingekommen: 

Artikel! 

(1) Die Republik Österreich und die Republik Armenien gewähren einander die Meistbegünsti­
gung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für solche Zölle 
und sonstige Abgaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben werden. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die Meistbegünstigung sich insbesondere nicht auf 
Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewäh­
ren wird: 

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs, 
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels 

angehören, die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird, 
c) Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abmachungen, an denen die andere Vertragspartei 

nicht teilnimmt. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften 
ihre bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesell­
schaften und Institutionen, im folgenden "Unternehmen" genannt, beider Staaten fördern. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissenschaftliche und 
technologische Zusammenarbeit fördern. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß insbesondere in folgenden Bereichen Kooperati­
onsmöglichkeiten gegeben sind: 

- Land- und Forstwirtschaft; Agrar- und Forsttechnik, 
- Lebensmittelindustrie; Verbesserung der Verarbeitung, Lagerung, Verpackung und Transport 

landwirtschaftlicher Produkte, 
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2 31 der Beilagen 

- Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau und Automation bestehender Anlagen; Rüstungs­
konversion, 

- Leichtindustrie, einschließlich Produktion qualitativ hochwertiger und konkurrenzfähiger Tex-
til-, Bekleidungs-, Schuh- und Lederwaren, 

- Metallurgie, einschließlich Buntmetallurgie und metallverarbeitende Industrie, 
- Großindustrieanlagen, 
- chemische und petrochemische Industrie, 
- Gesundheitswesen, Medizintechnik, medizinische und pharmazeutische Industrie, 
- Bauwesen; Herstellung von Baumaterialien und diesbezüglicher Ausrüstungen; Bautechnik, 
- Umwelt-, Natur-, Landschafts- und Bodenschutz, einschließlich Produktion und Anwendung 

biologischer Pflanzenschutzmittel, 
- Aufsuchung, Gewinnung, Aufbereitung, Veredlung und Weiterverarbeitung sowie Vermark­

tung von Bodenschätzen und Bergbauprodukten, 
- Heil- und Mineralwässer, 
- Ausbau und Revitalisierung der Kraftwerke, insbesondere im Bereich Hydroenergetik, sowie 

des Hochspannungsleitungsnetzes und der Leitungsnetze für Erdgas und Erdöl, 
- elektrische Geräte und Haushaltstechnik, 
- elektronische und elektrotechnische Industrie, 
- holzverarbeitende, Papier- und Zellstoffindustrie, 
- Aus- und Weiterbildung in den Bereichen Management, Außenhandel, Wirtschaftsverwaltung, 

Tourismus, gewerblicher Rechtsschutz, Bank-, Finanz- und Versicherungswesen. 

Diese Zusammenarbeit könnte in folgenden Formen verwirklicht werden: 
- Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Investitionen in allen Wirtschaftsbereichen, 
- Errichtung von Firmenvertretungen und Niederlassungen, 
- Technologie- und Know-how-Transfer; angewandte Forschung, 
- Austausch von Patenten und Lizenzen sowie sonstigen gewerblichen Schutzrechten, 
- Harmonisierung von Normen und technischen Vorschriften, 
- Zertifizierungs- und Prüfungswesen, 
-finanzielle, Bank- und Versicherungsdienstleistungen, Marketing, Consulting und sonstige 

Dienstleistungen, 
- Erstellung von Feasibilitystudien, 
- Organisation und Durchführung von gemeinsamen Seminaren, Symposien und Konferenzen; 

Veranstaltung von Ausstellungen und Messen; Austausch von Delegationen und Experten 
im Wirtschaftsbereich, 

- Austausch von juristischen, wirtschaftlichen, statistischen und technischen Dokumentationen, 
Informationen und Publikationen. 

(3) In allen Bereichen der Zusammenarbeit sollen die Projekte grundsätzlich nach den höchsten 
Standards der Umwelttechnologien verwirklicht werden. 

Artikel 4 

Die Vertragspaiteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich 
vernünftiger und ökologisch vertretbarer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit 
in folgenden Bereichen widmen: 

- Energie; Hydroenergetik, 
- Eisenbahnnetze, 
- Luftfahrt, 
- Straßennetze, 
- Telekommunikation, 
- Transportwesen, 
- Recycling und Abfallwirtschaft, 
- Bodenverbesserung und Wasserwirtschaft. 

ArtikelS 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außen­
wirtschaftsbeziehungen wesentlich beitragen kann. 

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Emp­
fehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen 
Reisen, Rom 1963, und der "Tourismus-Charta und Touristencode", Sofia 1985, werden beide Ver­
tragsparteien den Tourismus fördern. 
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(2) Die wirtschaftliche, technische und fachliche Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie 
beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfol­
gen und auf Qualität im Tourismus bedacht sein. 

Artikel 6 

Die Vertragsparteien werden den Schutz des gewerblichen Eigentums und dessen Durchsetzung 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und insbe­
sondere auf Grundlage der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums för­
dern sowie Maßnahmen zur Entwicklung und zum Ausbau der Zusammenarbeit vereinbaren. 

Artikel 7 

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Republik Armenien erfolgt in 
Übereinstimmung mit den im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften in frei konvertierbarer 
Währung. 

ArtikelS 

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissenschaftli­
che und technologische Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller 
Grundlage durchgeführt. 

(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften können die Unternehmen 
beider Vertragsparteien zur Erhöhung des Handelsvolumens und zur Erweiterung der Warenvielfalt 
Handel in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsgebräuchen, darunter 
auch in Form von Counter- und Bartertrading treiben. 

(3) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den 
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder zu solchen Bedingungen eingeführt 
wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren eine 
schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht. 

In diesem Fall stellt jene Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt hat, der anderen Ver­
tragspartei im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften alle für die Prüfung des 
Sachverhalts erforderlichen Informationen zur Verfügung. 

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1 
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, 
um eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen. 

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Kon­
sultationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschrän­
ken, wie dies zur Verhütung oder Beseitigung des Schadens erforderlich ist. Der anderen Vertragspar­
tei steht es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im wesent­
lichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

(4) In Fällen besonderer Dringlichkeit, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden 
verursachen würde, können vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen wer­
den. In diesem Fall setzt jene Vertragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere 
Vertragspartei davon unverzüglich und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen auf­
zunehmen. 

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß­
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Artikel 10 

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an. 

ArtikelU 

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftli­
che Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen. 
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(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften empfehlen die Vertragspar­
teien die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für Internationales Handels­
recht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichtes eines 
Unterzeichnerstaates des am 10. Juni 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche. 

Artikel 12 

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider 
Staaten übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer Änderung des vorlie­
genden Abkommens unberührt. 

Artikel 13 

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird ein "Gemischter Ausschuß" errichtet, welcher auf 
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder Armenien einberufen 
wird. 

(2) Zu den Aufgaben dieses Gemischten Ausschusses gehören insbesondere: 
a) Erörterung des Standes und der Entwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen, 
b) Ausarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung und Intensivierung des Warenaustausches 

und der wirtschaftlichen, industriellen, technischen, technisch-wissenschaftlichen und technolo­
gischen Zusammenarbeit, 

c) Unterbreitung von Empfehlungen zur Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens. 

Artikel 14 

Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Anwendung oder Auslegung 
des vorliegenden Abkommens sollen durch Verhandlungen im Rahmen des im Art. 13 genannten 
Gemischten Ausschusses beigelegt werden. 

Artikel 15 

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oderbeider Vertragsparteien am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) 
oder einer dieser nachfolgenden Organisation sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen inso­
fern nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist. 

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen 
des vorliegenden Abkommens feststellen. 

Artikel 16 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer von zwei Jahren abgeschlossen und verlängert sich 
jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der 
beiden Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird. 

(2) Das vorliegende Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten 
Monats, der dem Monat folgt, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden, in Kraft. 

Geschehen zu Wien, am 26. April 1994, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und armenischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 

Wolfgang Schüssel 

Für die Republik Armenien: 

Armen Jeghazarian 
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U. t{USPplJ.Bp t,lJ. ~Pu. ff/l;Snl'fd-BlJ.)., 1;'/. 1,lJ.8lJ.USU. tp 
1,lJ. tPlJ. fTJl;Snfl.fd-BlJ.)., lfpjll;11;flJ'Jfl'l.lllJ.)"p lJ.PSu. .p.pt 

StS1;Ulk4lJ. t 'JU fTJlJPf1 lflJ.Upt 

Ut{UUlPpUlJP l.Ul6pUl1ll1rumt..~ Jnt..6e ht.. l.UlJUlUUlUl6p l.Ul6pUlUJ.1rumt..~ Jnt..6e, 
npn6f hInnUlq.UlJnl.U Ul6t{Ul6t{nl.ü b6 "flJUlJÜUl6Ulqnpqnq qnquh-p" , 

5 

- IlbqUlqwpt{lqnq bpqqnquUl6p Ulplllwfp6 Ul611lbuUlqw6 qWlllh-pe wÜpUlUJ.6qh­
Int.. gw.6qnt..~Jwup, 

- Öq.Ullqnq 6111wUUlIq hUlqUluUlpnl.~ JUl6 bl. *nluUlq.Ulpö 2UlhUlqbmnl.~ Jwll 
hpüwß tlPUl, w\llPwllfUl2Ptwllwnnt..p-Jwll qUlpqw9,uUllle ht.. Ul6mlmwl{wß, 
wJUl.Jnt..llwpbpwqwll, lIlh}ullpqwqwll h Ulhlu6nInq.pwqwll hwuwq-llJlbulqgnt..­

~Jwße, 

- hwünqqwb- Iplllqnt{, np unt..Jß l.wlfwöwJliwq.p.Jle qumbqb-p pWJlbßlllwUUl ßw­
lulllllPJwlllbp h wünt..p hpüf bpq qnqüwßp wpUlwfpß UllllllbuUlqwll qUllllbpP 
hlnnWq.Ul qUlpq.wgtlUlIl hUlUUlJl, 

- liIßhtntlznl.~wJwqUlIl t"l{nllnüpqwJp uqqpnl.Ilf6hppg, 

bpqnt.. UJ.lrumt..~Jnl.ßllbpnur qnpb-nq 0Jlblluq.pnl.~Jw6 2Ptwüwqßbpnt..u 1llwJ­
uwllwt{npt{bgpll 6bpfnh}tZJwIP t{bplUp.h-pJwl' 

~q.t{Ulb- 1 

1. Ut{UUlp}tWJP l.w6pmlllbmnt..~ Jnl.ße ht.. l.WJWUUllU6p l.wllpwUJlrumt..~ Jnl.lle 
upuJlUlig l{UlpUlÜlUq.pbß wnUlt{ht p.lUJlbllllllUuuml.~Jwll nbd-}tu ulUfulUJpll h lUJl 
Ulnl.pfbpp, p6~U{hu ßtnh wuwwßflihp}l lUpmwhwllüw6 bl. Ilbpünl.WlUß q.bu}­
fnl.u wJq.UJllUp üwfulUJpll h WJl mnt..pfbpp qlU6öüwll übp-nq.6bpp 1}bpwp..bpJwP 

2. flJwJuwIlUlqnpt{n:q l.J.nqübpe hWUWÖlUJßt{bg}t6, np wnwqlq pwpbllUJlUu­
UUll.~JWß nhd-püe ~p UllUPWb-tllt ümullwqnJllUUJbu wJ6 wpUlnIln1.~Jnt.66bpp h 
wnwqhtnl.J)"Jnl.llllbpp qpw, npnllf fJ)wJuwfiwqnpt{n:q lInqübp.f1g uhlIe mpwuU1J}-­
pm.u l; ltwu hlrutwqwJnl.u qUlpWÜWq.pP~· 

w) hwpJn.wll UJ.btnnl.~ Jnl.llllbp.}tIl' uwhuwllwübp.ö wnbt..Ulnt..pe hbZUlwgllh}nl. ße-

1l!UlIDmlJ.ntl, 

p.) 1lllruml.J)"Jnt..llllhp.pll, npnllf pp hlrm upwup6 umllnuf hll uwfuwJpO 1i'f1n1.­
J)"Jwß, mqwUl 1{wu wpum6JwI umhunpp q-lluml. übt, npll wpq.h6 q-nJnl.p:-Jnl.ll 
m.6p. qmU' 'IuUlb:qbllr hbmmq.wJnl.u, 
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q) bppnJlq. bp1J.Jlübpp.6 Jlwqüw1J.nqü UJ.wJüw6wl{nJll{wb-ll1_p-Jn1..66bpp ZJl!w6w1J.-
6bpm_ü, npn6g ~p uwu6w1J.gnuf üjnl.u 41twjüw6wl{npl{nq 1J.nqüe' 

l,nq.l{wb- 2 

41tWjüwD.wl{npl{nq 1J.nqübpe bp1J.n1.. lllbmm.p-Jn1.66bpnl.ü qnpbnq ophßuq.pnl.­
p-Jw6 ZPfw6wq6bpnul q6UJ.wumh6 bp1J.nl. bp1J.p6bpp t'thn6wpqnl.p-Jn1.66bpp, 1J.wq­
uw1J.bpUJ.nl.p-Jnl.liübppt eli1J.bpnl.p-Jnl.liübpp hL hpuliwp1J.nl.p-Jn1..lilibpp üPfhL, 
npnlif hbmwqwJn1..u 1J.wlitlwlil{hli "~bn6wpqm.p-Jn1.6Iibp", bpq 1J.n:quwlip wpmw­
fp6 m6mhuw1J.wli 1J.wUJ.bpP qwpqwgUwlier 

l,nq.l{wb- 3 

1. 41twJuw6wl{npl{I1IJ. 1J.nqübpe, ~ßhlntl pphßg hliwpwtlnpnl.p-Jn1..1i6bppg, bt. 
jnl.pwfwliunl.p UJ.hmnl.p-Jnl.linl.u qnpbnq ophliuJ}pnl.p-jwlie hwüwUJ.w­
mwu}uwli, 1J.6UJ.wumhli mlimhuw1J.w6, wpq.Jn1..ßwJlbpw1J.w6, mh}ulip1J.w1J.wli, 
qpmwmh}u6p1J.w1J.w6 hL mh}u6nlnqpw1J.wli hwüwqnpb-w1J.gn l.p-Jw6er 

2. 41twJüwliuulnptlllIJ. qnqübpe hwuwt'twJlitln1..Ü h6, np 1J.w6 hwüwqnpb-wq­
gnl.p-Jw6 h6wpwtlnpnl.p-Jn1.66bp uwu6wtJ.npwUJ.hu hhmbt.Jwl Jl6wqWtJ.UIn'­
D.hpn1.U' 

- qJnt.:qwlJ.wß In. wlimumwJpß. mß.mhun1.p-Jn1.6 , qJnt.:qwm6mbuwqw6 In. w6-
mWRwJl16 mh}ulip1J.w, 

- ußß.q.p wpJ}Jn1.6wJlbpn1.p-Jn1.6, qJnt.:qwm6mhuw1J.w6 wpmU1l}pw6f6bpp tJ.bpw­
üzw1J.üwli, lllwb1llwßüw6, qtwp-hp-wtJ.npuwli ht. mhqwqtn}uuw6 p-w~wtlm.u, 

- qnJm_p-Jn1.6 n1.6hgnq uwpfwl{npn1..üßhpp tJ.bpwqwnn1.gnul, üD.1}1mliwgn1..ü, 
elil}wpdw1J.n1.u In_ wl{mnüwmwgn1.ü, lllwZUllllw6w1J.w6 wMJn1..6wJlbpn1.p-Jwll 
dbn6wpqn1..p-Jn1.6übpp w1llwnwqüwqw6wgn1.u, 

- p-hp-ht. wpq.Jn1..ßwpJiIUl1.P-Jn1.6, 6bpWRJwl pwpt'tpnpwq ht. üpgn1.D.wq mhfump­
U!' 1J.wpp, qnzp1J.p h 1J.mzl{h wUJ.Ilw6f6bppWpUlUlJ}JID1.p-Jn1.6et 

- ülnnwln1..pqpw, 6bpWRJwl qn1.6wtJ.np ülnnwln1.pqpw6, h ühmU1lJ.wüzw1J.üw6 
wPJ}Jn1.6wphpm.p-Jn1.6J!, 

- hwüwIPP wpq.Jn1.liwphpw1J.w6 wpmwq.pn1.p-Jnl.Iißhpp h1. uwpfwtJ.npn1.üßbpIl 
umhqbn1.ü, 

- flut}nu1J.w6 h 6w1}p-wfpüpw1J.w6 wpIl-Jn1.6wJlbpm.p-Jn1.6, 

- wnnqfwUJ.whnl.p-Jn1.6, pd-Zqw1J.w6 mh}u6p1J.w h pctZqwqw6 nl.q.h:qwqnpb-w-
qw6 wpq.Jn1.6wp.bpn1..p-Jnl.li, 

- Zp6wpwpnl.p-Jn1.li, Zp6wpwpw1J.wli IiJnl.p-bpp 1rL uwpfuulnpnl.u6bpp wpmUlJ}­
pn1..p-jn1.6, Zp6wpwpwlJ.lilli mh}u6ltqw, 
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- ppunlwpwßwlJ.111ß, mßmhuwqwG, qptimqwqpmlpllß, mhlußpl.J.mqwG tPmumw­
P-I)P-hp.p, mhqhqwm~nLp-JnLßfihp.p hL hpwUJwJlwqm_uGhp.p .pnl\J\lllhuqnuf: 

3. l,wüwqnpb-wqgm.p-JwG pnlnp püwqul1lwnühpnuf GwluwqMrp6 ppwqw­
ßwgl}nut b6 hwuwöwJü pßwUJ.whUJwGwqwß wuhßwpwpÖ.p UlnwGIJ-wpm6hp.ldl 
pwt}wpwpnIl wnwt}bl wnw!w~np tnhlußntnqpwGbpp.: 

i,nI}-~wb- 4 

tlGhlnt} hGp-wl.JwnnLgtlwb-fp. mGmlmwll}lm 2whw~lnn bL pGwUJwhll}w6uwG 
wnnutnt} wGt}mw6q hwuwqwpqhp umhqb-htnL wßhpwd-hZUlnLp-JnLßpg, fl)wJuw­
üwtlnptlnIl qnIJ.ühp."(! hwuwowJßt}bgpß hWlflnLq nLzwq.pn1.F-Jnl.ß I}-wpoGh-t huuuw­
qnpbmqgn1.p-Jwß-e hhmhLJwl pßwqwt}wnßhpnuf' 

- l;-ßhp.qhmpqw, hpq.pnl;-ßbpqhmpqw, 

- bpqwp-mItwJpG gwßghp., 

- Oq.UlJpß hlll1lnpI}-wqgn1.P-JnL6, 

- ihußwlllwphwJp6 grußgbp., 

- hlmnLUlflwhWIJ.npI}-wqgn1.p-Jnl.G, 

- mpwGuUJ.npmwJpG qnpb-, 

- p-uulmIlGbp}l qbpwüzwlJuwG wpIJ-JnL6wphpn1.p-JnLß h1. hpqpnpq.wqwll oqunu-

qnp®ut, 

- hn:qp JlUlph]wtlnut In.. !pwJpß mGmhun1.p-JnLß: 

t.nI}-qwb- 5 

fllwJuwGwqnpqnq qn:qühp.1! hwuwowJß 1-ß wn wJß, DF Qp.nuw2P!pqn1.F-Jn1.G-e 
qWJlIlIll;- buqwß wqw6I}- m.ßhßwl hpqltnlluwßp wpmwf\J.G m6mlmwlJ.w6 ltwll}b­
pp Junpwgtfw6 qnp®1.u: 

1. fl}wJuwlhuqnFqnIl qnIlubp"(! qnJl®q op1-GuIJ-pm .. p-Jwß 2P!wßwqlibpnuC 
q61llwumbß Qpnuw2P!Pltn1.P-Jwß qwpqwguw6e' U)wqnpqwb- Uqqhpp qwqum­
lJ.bplllnLp-Jwß lfp!wqqwJpß qp.nuw2P!pl.J.m.p-Jwß In. tiwliwUJwphnp:q.n1.P-JD1.66bpp 
_q~q qnfiq,hp.wßup (l,nnu, 1963 p-.), pfiilllbu Gwh "Q.p.nuw2Pf}lqm .. p-JUlIl )uwp­
m}lUlJpln. qpnuUl2P!pqp opblluqpfp" (UD~pW, 19'85 p-.) hwllößwpwpwqwGßlr­
pp. hlufwß qpWI 

2. SGmlruwqwß, lflh}ußpqwqwß hL uwu6Ulq~mwqwß hunfwqnpb-tul19DL-
p-Jnl_ße qpnUW2P!}lqDLP-JWß p6wqwqwnm.ü 6wlllwqb-bpp }lpwqwßwgUwfi, p6i­
UJ.1ru Gwh hWUUl1qWlflwuIuwfi bGp-wltumn1.g~w(rf}l qwpqwguwß übf ppwqw­

fiw9llnuf 1;-, 2PfWUP!UlllJ.WJPP UJ.whUJ.wGnLp-Jwß uqqp.n1.ßfGhp.p hpüwli tlpw, h~2-
q}l um.ßhtn'i Qp.nuw2P!pqm.P-Jw6 nlnFUlp npw1u!: 
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8 31 der Beilagen 

t.nq.~wb- 6 

fllwJuwGw~nptlnq qIlIluhp~ qw~wqgbG wpq.Jnt-GwplipmqwG umluuqwGm.p-Jw6 
UJwhlllwGm.p-JwGe bt- qWlllwhn~hG wJG' p.pbGg hGwpw~npnt-p-Jnt-Gfibpp h Jnt-­
pwfwfiiJm.p U})rulnt-p-Jnt-Gnt-u q,npb-nq opbGuq.pm.p-JwG bL, uwuGwl\npwU}lm, 
wpq.Jnt-ßwphpwqwfi UmpwlpllfinLp-JwG UJ.whtqwGnt.p-JwG qb-n~ tPwpp.qJwG 1).nG­
l{bGgpwJP.2P~wGwqGhpm.ü,p.GiUJ.lm Gwh qhwüwowJGbgGbG wJu nlnpulnt-u hw­
uwq,npb-wqgm.p-JwG bt- eGq.lUlJGÜwG nLItIJ.nLp-JWüP q,npb-llqnLp-JnLGGhp"(!1 

t.nqqwb" 7 

tl,nwpnuffihpe UquUlPPWJP Z,wGpwllllnnm.p-JwG hL z,wJwumwGp. Z,wGpwUJ.b­
mnt-p-Jwll üp~bt- qppmq,np~bll UJ.lnnnt-{)" JnLllfibppg JnLpwfUlGiJnt-pnLü q,npb-nIJ. 
opbfiuqpnt-p-Jw6 hWUUlU}WUlUlU}uwfi' wqUlm .p.nIuwpqqp. mwpwqpwunql 

t.nIplwb- 8 

1. Uuwwfifw.p.ntuwfiwqnt-u"(!, P.Gilllbu Ilwbt- UlfiUlhuwqwfi, wpq.Jnt-ßwphpw­
qwß, UlbluGp.qwqwll, qpUlwmblufipqwqUl6 h mbJullnlnqp.wqwll hwuwq,npb-wq­
gnLp-JnLfie unLJIl z,wüwowJ6wqpp 2P~wßwltfibpnur ppwqwßwg~nt-u t qnüh-p­
glmll hpünLllf6hpn~, 

2. Sm.pwfwGiJnLp bpqpnt-ü q,npb-nq opbGuqpnt-p"JwG 2P!wGwqGh-pm.u, flIwJ­
uwGwtJnptlnq qnqübpp. !lbnGwpqnt-p-Jnt-fiGbpj! WnbLUlpp b-wqwlfih-pp ubb"mgtlwG 
h t}lnIuwqwpc.\wpwp üwmwqwpwptlnq wUJ.PwllfGbpp wfiqwllwgwfiqp l!llqlwJG­
uwll Glllwlllwqml qwpnll bß ppwqw6w9Gbl wnliLmm.p hwüw2luwphwJpG Ußlwq­
mpqwJn1.u "(!fiqnt-liqwb- obl.nq, WJq. p-qm.ü pwpmbpwJpfi h hwfil}Plllwqw9 qnp­
b-mpffih-pp otrunlz 

3. bpqm. 1lllnnnt-p" JnLfiGh-pp !llrnfiwpqm.p-JnLfißhpp. üP!bl. WnbWlnLPl! q qw­
mwpqp plip-wgpq znt.llwJwqw6 q6h-pnq: 

t.nq.qwb- 9 

1. fTtwJuwüwqnpqnq qnIJ.übpe qwGgqwg6bG lunphpq.wunlnt-p-JnLß6bp, bJlp 
l}mluwqwpo wnhunpnl.ü 6qwmqp. npht wUßlwßf}l !lliptl'nl.b-nt-u wJGlllllUp fw­
Gw'In1.P"JwuP, qwü wJGU}}lup qfihpnq 111. lllwJuwß6bpnq, npnfif qhwugGhG qwü 
qUUJ.wnGwli hwugfiht qqwIP qGwu' 6uw6 qwu U;ÜUP!Wlllbu üpgwqgnq wllJ1lwGf­
Gbpp hWJpbfiwqwll Ulpmwq.pnqßbpp.fi, 

ilJIl qln.qfmü OlwJuw6wqnpqnI} qnI}üe, npp q.lufq t lunphpI}-wmqnt-p-Jn1.6 
}lpUlqwfiwgfihlIlt- }ufiq.pwfifml, qnpb-nI} opbfiul}pIJLp"Jwll 2P~wllwqllbpnLü UJ.bmf t 
uJn1.u llJwJuwfiwqnpqllii qllI}UP.G mpunfwIHlP u,nhI}~wb- ppwIJ.pm.p-Jw6 uwG­
pwuwuü nl.Unufllwu}lpÜwG hwüwp wllhpwubZlf wUpllIl! mlrqhqwUlqnLp-Jn1.6]!1 

2. bp-b }unphpl}UlUlqnl.p"Jnl.llfibpll d"muwllwq fIlwJuwllwqnpqnI} qnI}uh]le 
$n}uhwuuIOWJGbgqwb- qwp~q hp.ÜGwqnphß, np umw~p.6 qlrumuf IlZqwb- p.pw-
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31 der Beilagen 9 

- lPfwqw üPfwl{wJPP, plinLp-Jwli, lwliq.2w4>mp hL hnqp. U}WhUl'lllinLp-JnLIi, lih­
PwnJlUl pnLJUbp.ft UJ.WhUJ.wÜnLp-Jw6 qh6uwp.wliwqwli upfng6hpp W}llllwq.pnL­
p-Jnl.li]! ht.. qppwnnu1']!, 

- p6lUqw6 nhunl.pu6hpp JiL Ihn6wp'l-JnL6w}lhpwqwll wpmwq.pwllfp hhmwlum.­
qnLu, npwlJ.p }lwputwtlnuf hL hhmwqw tlhpwu2wqnl.u, p6~UJ.hu Gwh uWP'" 
flnnpüq, 

- pnLd-p~ bt. hwüfwJpß !p!ip, 

- tIhqmpwqwJudilibpp, uwullwtlnpwUJ.hu hP'lpntlihpqlnnpqwJp p.liwqwtlw-
nnLU, pÜ~lllhu Ilwn qhqmpwhwqnpq.uwli pwpäp IWpuWÜ qb-hpp. gwügp. ht.. 

püwqwG qwq}l nL GWtlJl"P mhqw\lmtuuwli hwüwp IunI}mtwqw2wPhpP. gwligh­
pp elil}-lwJlinuf, 

- qhqUlpwuwpfbp 1iL qh6!JUUlwJpli mh}ulipqw, 

- qbqmpnliwJpG ht.. qhqmpwmh}uGpqwqw6 wpq.Jn1.6wpbpn1.p-JnLÜ, 

- $WJmwuzwqUWß, :P-In~'p ht.. gblJn1.1nqp. wpI}-Jn1.llwp.hpm.p-Jn1.Ii, 

- uhühfbpübpP QbpwUiwmpwumn1.u In. m.um.gnu!' lUpmwfp.6 umhunpp., ID]!6-
mhun1.p-JwÜ qwnwt{wpuwü, Qpnuw2P2pqn1.p-Jwü, wpIl-Jn1.üwphpwqwli ub­
l}lwqwlin1.p-JWü, p.w6qwJpü, ,\>pliwüuwlpnG h1. wUJ.mhmlwqpn1.f~· JwG P.IiUlqW­
tlw.n6bpnLul 

"uUl6 hwdwqnpbw.qgm.p-JnL6e qwpnq t ppwqw6wgtlut hhmln.Jwl älln.bpntl' 

- hwuwmhIt äbn.6w}lqn1.p-Jn1.6Ilhpp umhqbnut ht.. nutqwqp lihpq.pnuf6hp lfl-ell-
mhun1.p-Jw6 pnlnp nlnpmlibpm.u, 

- GbpqwJwgn1.g~n1.p-Jndilibpp In. ~ltpu.w6bp}l U'wuliwuJnuthpp umbxtbnuf, 

- mh}ufinlDqpwllbpp., "Ilnm. -hmn1." -libpp., Ghp.UlnJUll qppwnwqwll hhmwqn-
mnL.Jl" Jn1.6Iibp-e, t}lnluw6wqn1.u, 

- UJ.wmhlimllbpp. In. IP.ghllqpw6bp}l, p6~lllbu Gwh wpI}-Jn1.6wphpwqw6 uln}lw-
qwfin1.p-JUl6 hWÜUlp mpqnI} wJt p.pw1}m.6f6bpp q..nJuw6wqnuf, 

- IlnpuwllGhpp In. umwfut.wpmllhpf1 Iibpq.Ul2IiUlqhgnu.f, 

- uhpmpl)pqwgm.u, 

- tJ>pllwliuw1Jwß, pwßqwJp.6 ht. wlllUlhn1}UlqpUlllwü b"wnwJn1.p-Jn1.Iißhp}l, üwp-
fhmpllqp b1. UlJI b-mnwJn1.p-Jndllibpp. mpwllwq.pn1.Ü, 

- Ulhtu6pqwmGmhuwqwG hp.üüwl{npn1.uGhpp. Uzwqn1.u, 

- hwtlwUlhq Uln1'pGUlpGbpp, upuUJnqlm1.uGbpp Irr. qnG~bpw6uGbp.p. qwqüw-
qbpUInl.ü In. wllgqUlgn1.ü, m6mhuUlqUlfi hUlJlghpnq UJ.WUltlppwqnl.p-Jn1.61ibJlp 
In. l}lnpowq.lnn6bpp $n}uUlIlUlqn1.u, mn6wtJ.wuumllbpp ln. gn1.gw.hw6q.hußbpp 
qUlqllwqbpUJ.D1.U, 
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10 31 der Beilagen 

t!}lümlIü wnlIw t, UlUlw quwhüwüw1}lm11'l}l wpUlmhwünl.ül!, qmu lIaJmümpq~h(i 

WJl ü}ltngumnufühp' ~üwu~ qwüJulqnl. qwu l[hpwgüblnl. üUlwUlwqnl[: 

5. tp-b "lmJüwüwl[nptlnq lInItühp]! hwuuu\wJünl.p"Jwü ~bü q.w, WUlW tunp­

hpPl}-wUlt!m,p-Jnl.üßhp}l wügqwgüw(i üwu}lü l}-}lünq IlJwJüulliwqnpl[nlll qnqU']! 

}lpwl[nl.Üf qn1.6hüw uwhüwGw*wqbl hwuwUIwmulUJuwü wUßlwGffihp}l fihpünl.­

bnute wJG ~wt}lntl :In. wJfi dllllfqhmml, npfi wGhpwd-hlUl 1; t}üwue qwG}uh]nl. qmu 

tlbpmg6.qnl. hmump: 

lf Jlll.U I1}wJümüml[nptlnq qnqu~ mJI}- ~fnu! }lpwtlm.üf qnl.GhGw hpmd-w.p- . 

tlht wnwtpfi lfIwJüwfiwt{npt{nq lJnqu}l 6qwUlUWUp p.p UUlmfiafimb" UJ.wpUlwtln-

pnl.p-Jnl.ü6hpp.g' umlil .. Ulpp ünUlwl[nllwUIbu hwumpethf b-wtlmIll ~w$nl[: 

4. ~q.üwchuuwJp.6. l}-hll}fhpnu!, bpp hhmmaq.nl.u~ qwpnq 1; qq.wIll t}fiwu 

hwugühh chuüw6wqwl[np ür~ngübp~ 4.0hnfiwpqt{bfi wnwüg üwJufiwqwfi Junp­

h~pl}-wUll[nl.p-Jnl.üübpp.: 

UJu qlnqfnl.u ml[JwI üp~ngübp qppumnq O"IwJuwüulllnptlnq qnqüG WÜÜp!W­

UJ.bu h q.pwtlnp ö.bt.ntl qUlb-qbqwgü}l uJnl.U fIIWjuwüwl[npqnq qnqtf}lü, npP9 hb­

mn wühwUJ.Wll UJhmf t uqutlhl1 }unphp1}mmtlnl.JJ-Jnl.üfibpe I 

5. fIlWjuwGwl[nptlnq qnquhpe unl.J6 hnl}-tlmb"}lfi hmumlllwUlmuIuwli üptnglihp 

-eümplqllU UJ.hmf t üwJuwUJ.wmtlnl.p-Jnl.ü Ulm6 wJü up2ngwnnufGbpp6, np.nGf 

ül[wqwqnl.J6 pwgwuwqwü wql}-hglli .. P-Jnl.Ü qnl.übGw6 unl.jü l,wuwawJGwqp}l hb­

mwqw qnpb"nl.Gh"nl.P-JWü tlPW1 

l,mplmb" 10 

I1}mJuwUwl[nJlqnIl qnqubpü ~61}-ll1.ünl.u bü l}lnfp lh. u}ltpü obnfimJllJ.n1.p-Jn1.6-

ühpp mtlhtfl wqmp.q umuüwqgnl.p-Jw6 Oq.Ulwqwpnl.JJ-Jnl.fie h wfihJlmd-hlmnl.­

P-JmJi~ bpq qnquwfip. mpUlwfpfi Ullimlmwqwu qWUJ.bpnu!: 

l.,nl}-tlwb" 11 

1. I1lWjuwGwl[npqnq qnqübJle bJlwzpnutlnpnu! 1-6. !i}.bn6.wJlqnl.p-Jnl.fifibpp6 

liwJuhwnwt l[bühp]! Inl.b"bl p.wphqwuwqwG ÜwGwUJ.wphntl, 'ImIuwI}lllpa hunfw­

oWJüm.p-JWUP! 

2. Snl.pmfwG~Jnl.Jl I1llruml.JJ-Jnl.Gnuf qnpb"m\ oJlbGuq.pnl.p-JmU 2P2wßwq6h­

pIll.U flltuJuwGml[npl[nq qnqubp~ q}upw}um .. uhG tfp.wtlnpl[mb" Uqqbpp 4wqüw­

qbJlUjnl.p-JwG up.lw.qqwJpß tun1:n..UlPP. ppwl[m.Gfll qbnl[ hmfioGwd-nqnl[lt (Sfll'-~­
Ursru~) qnqupg ,rlw4l[wb" UpPP.Ulpwd-wJpG l]uißnGmlIwpq.p qpJlwnnl.Üe h1. 

OIDWJlbJlqPJ1U mppp.Ulpwd-wJP.G npn2nl.uGbplt üUlumpfwG h p qwUlwp whlwfi 

umupG qnGl[hßgpwJp. CLJnl.-Snpf, 10 hm .. G}lu}l 1958 p-.) üwufiw1Jpg UJ.bmm .. -

P-Jnl.ÜGbppg npht uhq}l mJlppUlpwd-wJf1G üwpü}lßlihJlp.G IlPU~]!: 
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31 der Beilagen 11 

t,mplwb- 12 

UnLjfi l.wüw6wJfiwqpp q.wI}-wphgnLürg qwü llm$nIunufp.g hlrum 6.p.w q.1!­
p.nLjp-6.hp.e qqppwmlh6. hpqnL UJlnnnLp-JnL6.6hp.p !;llm6wp.qnLp-JnL6.6.hp.p Üp!hL 
pnlnp. lllUlJuw6Ulqp.hp.r 64wunfwup, np.n6.gnuC 6.2qwÖ- lllUlpUlwqnpnLp-JnL6.6bpG 
wnw!wghl h6. 6.pw qnp®L6.lmLP-Jwfi d-wüwGw4weGp-wgfnuf h üwuwup qwu 
Ipnqp6 ~hG qW11lWpqwb- l.wüwawJ6wqp.p q.wqwphguwG qwü $n$njuüwG lllW­
hpU: 

l,nq.qwb- 13 

1. UnLJ6. l.wüwamJ6wqpnl{ uUlb-qö-qnLü t ruWIl.e hw6a6wUnqnq, npe qqnp­
b-p IllwJüw6.wtlnpqnq 4nqübp.pg JnLpwfw6~JnLp}l gwGqnLp-JWüP, hhp.p-ml' 
UquUlppwJmü qwu l.WjWUIDw6.nLü: 

2. ruUlIl.e hw6a6wUnqnqp juGIlPp6hpp üh! üUlU6w~npwlllhu ütn6nu! h6' 

w) hp.qqnquw6p wJIUlwfpG m6.Ulhuw11'u6. 11'1l1llhpP qpnwqp h qUlpqWgUWÜ 
fßüwp.qnLue, 

p) wUßlUlGfw2P!Ul6wIl.nLP-Jw6 h mGUlhuwqwG, wpq.JnLGwphpwlpu6, Ulb}uGp­
qwqw6, qpmUlU\h}uGpqUlqUl6. hL Ulhju6nlnqpwqw6 hwüWqnpb-wqgnLP-JWß 
qWUlUlpqwqnpbüwG h e6q.IWjÜüw6 nLl}qnLp-JWüP umW!WP4nLP-JnLGGhpp 
u2wqnufe, 

q) unLJ6 l.wuwawJßwqpp GlllWtnwq6.hp.P ppw11'ufiwgUUlG qhpwphpJwl hw6a­
ßwpwpwqwßfihp.p 6hpqwjwgnLuel 

l,nI}-tlUlb- 14 

Swp.wawJ6nl.P"jnLG6hp.e f1)wJuwüwqnpqnq qnq\1'hpp üpth unLJG 1.1llUWaWJ­
ßwqpp qppwnüwß 4UlU ubq6wpwGuwfi 4'UUJWqgnLP-JWÜP lJ.lnl.b-qbG pwGwq­
gnLp-JnL6Ghp.}l Üw6.Ul\1J.Ulphntl 15-p.I}- hnI}-1lwb-nuf G2qwb- 1uwne hwßo.Gul(mIJ.nqf! 
2P.!wGwqßbp.nuf t 

l,nq.qmb- 15 

1. IllwJutu6.wqnpqnIt qnque qwu bJlqnL "lui,jüwGwqnpqnq qnqubp.e btlpn­
lllwlpnü S6UlhuwqwG Swpwb-fnLu (bSS) ppwqwG üwu6wqgnLp-Jn1.6 nLßh6wlnl. 
IlwÜ bqpnl1J.wqw6 lTpnl.p-Jwß (blT) qwü ü}lwt: p.pwqmhw!npll- hw6I}-puwgnq 
qwquwqhpl1J.nLp-jUl6. üUl6h].nL oppg uqumb-, qWUJt}Ulb- ~h6 Ip6p unLJ61.wüwo.wj-
6wqpn~, wJ6fw6nq, npfw6n~, np. q.w wßhwüw'~'1b-qhIP qlP6p WJU hnI}-tlwbnuf 

G2qwb" qwqÜtuqhpUJ.nLp-JnL66bpp mGq.wü IpGh-lnl. Gp.wGg qwpqwt{p.üwqp hhtn, 

2. UjI)- q.huJfm.ü ITIwjuw6wl}np.tlmt qnqühpJ! qnpn2b6 hlnnwqwjnl.u unLJ6 
l.wUWQwj6wqp.p ü6wgw.b" hnq.tlwb-6hp.p qnpbnqnLp-Jw6 qwpqe: 
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12 31 der Beilagen 

l,nq.qwb- 16 

1. Unt.J6 l,ullrWQmJßUlqpPI! qßfqnuf t hpqm. tnwptlw <huuqlnnmlln. pllffiw­

phpwp.wp bp.qwpw911m.u l~ Jm.pwfwfi~Jm.p hw~npIJ: lnmptlw hwüwp., lrp-b fftwJ­

uUlfiwlfnpqnl} qlll}übppg n~ ühqe Ilpw qnpb-nIJ.n1.p-Jwfi dlllÜqbUll! lJlwfiwln1.g.lJpbf 

mu!tu umUl~ t1'Jn1.u fIIwJuwß.unlnpqnIJ. qIlIJ.üpß IlPtlwfiwqplflwqwfi nlllpfibpnq 

qpwtlnp iP ~6m.gn1.u l,wuwc\wJfiwqpPI! In1.b-wplqn1. pp üUlwIlpn1.p-Jw6 uw­
up.S: 

2. Un1.Jfi l,wüwnwJ6wqpPI! bfip-wqw t qwqhp.wguwfi In nuJ-p üh! t ümfin1.ü 

tJ.wt!hpwguwß tPwulnmp-I[p-bp.P qmjuwfiwquwß wumlwfi hm!npIlllIJ. bp.pnpq. 
wuutlw IDnw!pfi oppg: 

utnnpwqptJwb- t if..phfifiwJn1.ü ... :I..tf.:.J.?.1..I .... 19.2~ ....... . 
bpqn1. p.ßoppfiwqntJ, Jn,;-pmfw6un1.pl!· qhpuwfihphfi h1. hWJbp.h6 Ihqn1.ßhpntJ., 

1!1ht- npn1.ü· bpqn1. mhfumbpfi g hWtJ.ulUwpwqnp hfil 

lJ.1l.USrJlUSfl ~U '1,PU II)Csml.(itaSU \ 
l:Jn'l.lff18 

l,USUUSU '1,fl t,U \PU"IbSnNa>SU" 
l:Jn'l.lffl8 
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VORBLAIT 

Problem: 

In Hinblick darauf, daß mit dem Zerfall der Sowjetunion die Republik Armenien als neues Völker­
rechtssubjekt entstanden ist, ergab sich die Notwendigkeit der vertraglichen Regelung der außenwirt­
schaftlichen Beziehungen zu diesem Staat. 

Die Republik Armenien ist noch nicht Vertragspartner des Allgemeinen Zoll- und Handelsab­
kommen (GATT). 

Ziel: 

Mit dem Abkommen über die bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen soll einerseits der bilate­
rale Warenverkehr und andererseits auch die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissen­
schaftliche und technologische Zusammenarbeit mit der Republik Armenien geregelt und intensiviert 
werden. 

Durch das Abkommen räumen die Republik Österreich und die Republik Armenien einander die 
Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben im Umfang von Art. I und V Allge­
meines Zoll- und Handelsabkommen (GATT) ein. 

Alternative: 

Nichtabschluß des Abkommens und somit ein vertragsfreier Zustand im wirtschaftlichen Bereich. 

Kosten: 

Das Abkommen kann im Rahmen der bestehenden Administration verwaltet werden. Durch die 
im Abkommen vorgesehene Errichtung eines "Gemischten Ausschusses" werden keine nennenswer­
ten Mehrkosten entstehen. 

EWR- bzw. EG-Kompatibilität: 

Im Abkommen ist vorgesehen, daß mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
(EG) jene Bestimmungen des Abkommens ihre Bindungswirkung für die Vertragsparteien verlie­
ren, die mit dem neuen Rechtsbestand unvereinbar sind. Es entfällt somit die Notwendigkeit einer for­
mellen Kündigung des Abkommens. Jene Bestimmungen, die mit dem neuen Rechtsbestand vereinbar 
sind, werden in einer Bestandsaufnahme durch die Vertragsparteien als weitergeltend identifiziert. 

Die in den Art. 3 und 4 des vorliegenden Abkommens vorgesehene Intensivierung der bilateralen 
Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, industriellen, technischen, technisch-wissenschaftlichen und tech­
nologischen Bereich, so vor allem durch die Definition chancenreicher Kooperationsbereiche und Pro­
jekte, stellt eine notwendige Ergänzung der wirtschaftsvertraglichen Beziehungen zwischen den EG 
und Armenien unter bewußter Inanspruchnahme des autonomen Regelungsbereiches dar. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Armenien über die bilate­
ralen Außenwirtschafts beziehungen enthält - wegen Einräumung der Meistbegünstigung an ein 
Nicht-GATT-Mitglied - gesetzändemde Bestimmungen und bedarf daher gemäß Art. 50 Abs. 1 
B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat keinen politischen Charakter und ist der 
unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Bereich zugänglich, sodaß eine Erlassung von Ge­
setzen gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. Einer Zustimmung des Bundesrates gemäß 
Art. 50 Abs. 1 zweiter Satz bedarf es nicht, da keine Angelegenheiten geregelt werden, die in den 
selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen. 

Dieses Abkommen soll eine günstige Voraussetzung und geeignete Grundlage zur Weiterentwick­
lung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen (Präambel) schaffen. 

Obwohl Armenien nicht Mitglied des GATT ist, sieht das Abkommen, in Würdigung und zur 
Unterstützung der bisherigen politischen und wirtschaftlichen Reformbestrebungen, die Einräumung 
der "Meistbegünstigung" im Umfang von Artikel I und V GATT vor. 

"Von marktwirtschaftlichen Grundsätzen ausgehend" (Präambel) wird dieses Abkommen nicht 
nur den Waren austausch, sondern auch die wirtschaftliche, industrielle, technische, technisch-wissen­
schaftliche und technologische Zusammenarbeit regeln. 

Zu dem im Abkommen wiederholt vorkommenden Begriff "technisch-wissenschaftliche Zusam­
menarbeit" wird festgehalten, daß in der armenischen Sprache und der seinerzeitige sowjetischen 
Rechtsterminologie traditionell "technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit" als Synonym für 
"angewandte Forschung" gebraucht wird. In diesem Sinn wurde gegenüber der armenischen Seite klar­
gestellt, daß in den vorliegenden Bestimmungen nur Kompetenzen des Bundesministeriums für wirt­
schaftliche Angelegenheiten berührt sind. 

Besonderer Teil 

Zur Präambel: 

Neben allgemeinen Zielsetzungen, wie dem Wunsche nach Intensivierung der bestehenden bei­
derseitigen Wirtschaftsbeziehungen sowie dem Bestreben, den Waren austausch und die wirtschaftli­
che, industrielle, technische, technisch-wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit zu för­
dern und dem Bekenntnis zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen, ist auch ein Rechtsvorbehalt zugun­
sten der "im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften" verankert. 

Zu Artikel 1 (gesetzändernd): 

Die Vertragsparteien gewähren einander im Abs. 1 die Meistbegünstigung im Umfang von Art. I 
und V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT). 

Im Abs. 2 sind die Ausnahmen vom Grundsatz der Meistbegünstigung festgelegt. 

Zu Artikel 2: 

In Fortführung des Bekenntnisses zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen wird generell die Förde­
rung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen den "Unternehmen" beider Staaten festgelegt. 

Zu Artikel 3: 

Beispielhafte Anführung chancenreicher Kooperationsbereiche, wobei als Maßstab die "höchsten 
Standards der Umwelttechnologien" normiert sind. 
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Zu Artikel 4: 

Höchstes Interesse soll der Zusammenarbeit in den angeführten Infrastrukturbereichen gewidmet 
werden, in Hinblick auf die Verwirklichung wirtschaftlich vernünftiger und ökologisch vertretbarer 
Infrastruktursysteme. 

Zu Artikel 5: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Tourismus im Rahmen der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften sowie der gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Vertragspar­
teien. 

Die Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie der Ausbau der entsprechenden Infrastruktur 
soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen und auf die Qualität im Tourismus Bedacht 
nehmen. 

Zu Artikel 6: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Schutzes des gewerblichen Eigentums und dessen 
Durchsetzung sowie zum Ausbau der Zusammenarbeit in diesem Bereich. 

Zu Artikel 7: 

Der Zahlungsverkehr zwischen Österreich und Armenien soll in frei konvertierbarer Währung 
erfolgen. 

Zu Artikel 8: 

Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten soll zu marktgerechten Preisen erfolgen 
und ist in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsbräuchen und Finanzprak­
tiken möglich. 

Zu Artikel 9: 

Zur Vermeidung von Störungen am Inlandsmarkt sowie zum Schutz der inländischen Hersteller 
vor schwerwiegenden Schädigungen ist bei auftretenden Schwierigkeiten im bilateralen Handel 
zunächst durch die Aufnahme von Konsultationen eine gemeinsame Lösung anzustreben. Wird in 
den Konsultationen keine Einigung erzielt, so kann die betroffene Vertragspartei einseitige Maßnah­
men setzen, soweit diese zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich sind, wobei 
die andere Vertragspartei dann ihrerseits die Möglichkeit hat, von ihren Verpflichtungen für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

Abs. 4 bietet die Möglichkeit der Ergreifung vorläufiger Maßnahmen ohne vorherige Konsultatio­
nen in Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde. 

Für die Auswahl der Maßnahmen gilt das Prinzip des jeweils gelindesten Mittels. 

Zu Artikel 10: 

Beiderseitiges Bekenntnis der Notwendigkeit der stärkeren Beteiligung kleiner und mitttlerer 
Unternehmen an den bilateralen Wirtschaftsbeziehungen. 

Zu Artikel 11: 

Die Beilegung von Streitfällen zwischen den Unternehmen beider Staaten soll primär durch 
freundschaftliche Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen erfolgen. Die Vertragsparteien werden 
die Streitbeilegung durch Schiedsgerichte und die Anwendung der UNCITRAL-Schiedsregeln för­
dern. 

Zu Artikel 12: 

Abkommensänderungen oder der Ablauf seiner Gültigkeit sollen auf die Abwicklung vorher 
abgeschlossener Unternehmensverträge keinen Einfluß haben. 

Zu Artikel 13: 

Als höchstes bilaterales Wirtschaftsforum wird ein "Gemischter Ausschuß" errichtet, welcher auf 
Vorschlag einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder nach Armenien einbe­
rufen wird. 
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Zu Artikel 14: 

Die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung oder Auslegung des Abkom­
mens soll im Rahmen des "Gemischten Ausschusses" erfolgen. 

Zu Artikel 15: 

Für den Fall der Teilnahme zumindest einer Vertragspartei am Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) ist vorgesehen, daß die Ver­
tragsparteien durch das vorliegende Abkommen insofern nicht gebunden sind, als die bestehenden 
Verpflichtungen mit dem jeweils geltenden Rechtsbestand unvereinbar sind. Mit dieser Bestimmung 
entfällt die Notwendigkeit einer formellen Kündigung des Abkommens. Die Weitergeltung der Bestim­
mungen des Abkommens, die nicht vom EWR- bzw. vom EG-Rechtsbestand erfaßt sind, erfolgt durch 
die gemeinsame deklaratorische Feststellung der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 16: 

Die Geltungsdauer des Abkommens wird mit zwei Jahren festgelegt, mit automatischer Verlänge­
rung um jeweils ein weiteres J ahT. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate jeweils vor Ablauf der Gül­
tigkeit des Abkommens. 
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